
2 2 D I E N STAG , 2 . M A I 2 0 0 0 F I N A N Z D I E N S T L E I S T E R F I N A N C I A L  T I M E S  D E U T S C H L A N D  
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

N A C H R I C H T E N

Credit Suisse wächst kräftig
Im ersten Quartal 2000 hat die Credit
Suisse Gruppe ihren Reingewinn
gegenüber dem Vorjahreszeitraum
um 45 Prozent auf über 1,9 Mrd.
Schweizer Franken gesteigert. Vor
allem die Provisionserträge der
Investmenttochter Credit Suisse First
Boston haben das Ergebnis gehoben.
Das verwaltete Vermögen ist gegen-
über dem letzten Quartal 1999 um 4,6
Prozent auf 1,23 Mrd. Schweizer
Franken gestiegen. Bloomberg

Paine Webber kauft zu
Die New Yorker Investmentbank Pai-
ne Webber übernimmt die große regi-
onale Brokerfirma J.C. Bradford & Co.
(Nashville/Tennessee) für 620 Mill. $
(1,32 Mrd. DM) in bar. Für Bradford
arbeiten mehr als 900 Finanzberater,
das Institut verwaltet 46 Mrd. $ Kun-
dengelder. Paine Webber ist eine der
führenden Wall-Street-Firmen und
beschäftigt 7 608 Finanzberater. Die
Gesellschaft verwaltet 452 Mrd. $
Kundengelder. dpa

Aufsichtspläne konkretisiert
Die Bundesbank soll vom Bundesauf-
sichtsamt für das Kreditwesen
(BAKred) die Bankenaufsicht über-
nehmen, heißt es aus Kreisen des
BAKred. Damit soll die Bundesbank
einen Ausgleich für die Bundesschul-
denverwaltung erhalten, die ausge-
gliedert wird, um als eigenständiges
Unternehmen am Anleihemarkt agie-
ren zu können. Eine Entscheidung
über die Zukunft des BAKred sei aller-
dings noch nicht getroffen, betont
das Bundesfinanzministerium. AFP

CTC Vermittlung untersagt
Das Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen (BAKred) hat der CTC
Century trading mit Sitz in Düssel-
dorf untersagt, weiterhin Anlage- und
Abschlussvermittlungen durchzu-
führen. Der Broker vermittelt Anle-
gern Börsengeschäfte, insbesondere
Optionsgeschäfte. Die Gesellschaft
erbringe erlaubnispflichtige Finanz-
dienstleistungen, so das BAKred.
Über eine solche Erlaubnis verfüge
die CTC nicht. FTD

Banküberfall: Traumatisierte Banker lassen die schrecklichen Szenen immer
wieder vor ihrem inneren Auge abspielen

A
P

Versicherung zahlt traumatisierten
Bankangestellten die Therapie

Genossenschaftliche R+V-Versicherung leistet Überfallopfern Soforthilfe 

Von Carsten Michael, Wiesbaden

Am vergangenen Donnerstag ist
nichts Außergewöhnliches ge-

schehen – jedenfalls statistisch. An
diesem Tag wurde die Burscheider
Filiale der Volksbank Remscheid-So-
lingen von zwei Räubern heimge-
sucht. „62 Prozent aller Banküber-
fälle ereignen sich an einem Don-
nerstag oder Freitag“, berichtet
Christian Lüdke, Psychologe beim
Deutschen Institut für Psychotraum-
atologie (DIPT) in Much bei Köln.

Und dann bekommt Lüdke Arbeit.
Vergangenen Donnerstag sprach der
Psychologe mit den drei betroffenen
Bankern in Burscheid. „Wir stellen
uns erst einmal den Mitarbeitern vor
und machen einen Termin aus“, er-
klärt Lüdke, der die Abteilung für
Notfallpsychologie und Akutinter-
vention des Instituts leitet.

Rund 300 Genossenschaftsfilialen
werden voraussichtlich bis Ende
2000 überfallen, insgesamt wird es in
Deutschland zwischen 1300 und
1500 Banküberfälle geben. „Die Zahl
verändert sich seit zehn Jahren nicht,
trotz immer neuer Sicherheitstech-
nik“, erzählt Lüdke.

Jetzt hat die Wiesbadener R+V Ver-
sicherung die Leistungen ihrer so ge-
nannten Raubüberfall-Unfallversi-
cherung um eine psychologische So-
forthilfe ergänzt. So will sie schnelle
Hilfe für die betroffenen Banker ge-
währleisten. Partner ist Lüdkes DIPT.
Eine solche Versicherung kostet die
Bank etwa 2000 DM Jahresprämie
und versichert Mitarbeiter wie Kun-
den gegen die Folgen von Raubüber-
fällen und Geiselnahmen. Auch
wenn ein Lösegeld gezahlt werden
soll, springt die Versicherung ein.

Warum die psychologische Not-
hilfe wichtig ist, beschreibt Lüdke
eindringlich, denn Banküberfälle be-
lasten die Opfer außerordentlich. In

den sieben bis zehn Tagen nach dem
Ereignis, der so genannten Schock-
phase, leiden sie unter Verwirrung
und Gedächtnisstörungen, schotten
sich von ihrer Umwelt ab und erle-
ben den Überfall immer wieder in
Zeitlupe oder in Zeitraffer. Bis zur
neunten Woche, in der so genannten
Einwirkungsphase, belasten Schlaf-
losigkeit und Erinnerungs-Attacken
den Banker. Er sieht den Täter, spürt
förmlich seine Hand auf der Schulter
oder die Pistole an der Schläfe. „Das
ist wichtig für die Verarbeitung, mit
Halluzinationen hat das nichts zu
tun“, betont Lüdke. In dieser Zeit
muss das Opfer das Trauma über-
winden, sonst drohen nach der so ge-
nannten Erholungsphase Langzeit-
schäden. Denn immerhin ein Drittel
der Banker, die einen Überfall erlebt
haben, gehört zur Hochrisikogruppe
und muss auf jeden Fall behandelt
werden. Ist die Traumatisierung er-
kannt, sind die Heilungsschancen
gut: „Meist genügen zehn Termine,
um das Erlebte zu verarbeiten“, sagt
Lüdke. Das bezahlt die Versicherung.

Wird es dann doch nötig, den Patien-
ten längerfristig zu behandeln,
springt die Berufsgenossenschaft
ein.  Fatal: Viele Betroffene vermei-
den eine Therapie, weil sie vom The-
rapeuten nicht an den Überfall erin-
nert werden wollen. 

Die Investition soll sich nicht nur
für den Patienten lohnen, sondern
auch für die Bank und die Versiche-
rung. Denn nach einem nicht behan-
delten Trauma kann das Opfer – auch
noch nach vielen Jahren – berufsun-
fähig werden.  Viele Betroffene grei-
fen zum Alkohol. Das kann ihren be-
ruflichen, privaten und sozialen Ab-
stieg einleiten. Die dann zu zahlende
Folgekosten, etwa für eine Berufsun-
fähigkeitsrente, möchte sich die Ver-
sicherung sparen. „Wir hoffen, dass
sich Kosten und Einsparungen der
psychologischen Soforthilfe ausglei-
chen“, erwartet denn auch Bernhard
Meyer, Vorstandsvorsitzender der
R+V Versicherung, von diesem zu-
sätzlichen Service seines Hauses. 

W W W. F T D. D E / O P F E R B E T R E U U N G

Sparkasse wandelt sich zur AG
Frankfurter schließen Börsengang nicht aus
Von Rolf Lebert, Frankfurt

Die Frankfurter Sparkasse von
1822 wird definitiv eine Aktien-

gesellschaft. Nach der Zustimmung
des Magistrats der Stadt Frankfurt,
die 40 Prozent der Stimmrechte an
der Sparkasse hält, gab am vergange-
nen Freitagabend auch die Polytech-
nische Gesellschaft, die 60 Prozent
der Rechte ausübt, ihr Einverständ-
nis. Klaus Wächter, Vorstandsvorsit-
zender der Sparkasse, rechnet damit,
dass die Umwandlung in die neue
Rechtsform noch in diesem Jahr voll-
zogen werden kann.

Dazu wird die bisherige private
Rechtsform eines wirtschaftlichen
Vereins aufgegeben. Die alte Unter-
nehmensform erschwerte die Über-
nahme einer anderen Sparkasse
durch die Frankfurter. Sobald die
Frankfurter Sparkasse als AG fir-
miert, können andere Institute leich-

ter andocken. Sparkassen sind die
bevorzugten Partner, aber auch Insti-
tute aus anderen Bankengruppen
sind willkommen.

Der Sparkassenchef legt Wert da-
rauf, dass die Frankfurter Sparkasse
auch in der neuen Rechtsform ihre
Identität behält. Selbst wenn es eines
Tages zu einem Börsengang kom-
men sollte, „werden wir keinen
Shareholder-Value-Betrieb aus der
Sparkasse machen“. Zunächst
könnte sich die Sparkasse für eine
Beteiligung der Arbeitnehmer öff-
nen. In der Sparkassenorganisation
waren die Reaktionen auf die Frank-
furter Pläne nach Wächters Angaben
neutral. Dass eine unmittelbare Sig-
nalwirkung auf den ganzen Sektor
ausgeht, glaubt Wächter nicht. Ande-
rerseits zwinge der Wettbewerb die
Sparkassen dazu, über neue Strate-
gien und Wege, ihr Kundenpotenzial
zu sichern, nachzudenken. 

BHW-Konzern stärkt Vertrieb 
Kooperationen oder Übernahmen stehen nicht an

Von Carsten Michael, Frankfurt

Der Hamelner Baufinanzierungs-
konzern BHW will weiter aus ei-

gener Kraft wachsen und arbeitet
„nicht aktiv an Kooperationen“, so
Konzernvorstand Reinhard Wagner.
Damit begegnet er Spekulationen,
die Wiesbadener Versicherung DBV
Winterthur suche engere Anbindung
an sein Haus. Wagner setzt auf die
Vertriebskraft seines Außendienstes. 

Vor allem dessen 3500 Mitarbeiter
haben das Neugeschäft der Bauspar-
kasse 1999 um fast 22 Prozent auf
11,9 Mrd. € gesteigert,  während das
Neugeschäft aller privaten Bauspar-
kassen zusammen nur um 13,5 Pro-
zent gewachsen ist.

Unterstützt durch die später ver-
worfenen Steuerpläne der Bundesre-
gierung, konnte die BHW Lebensver-

sicherung mit über 70 Prozent noch
deutlicher zulegen. Auch das jüngste
Konzernstandbein, das Baufinanzie-
rungsgeschäft, ist um 1,5 Prozent auf
6,8 Mrd. € gewachsen. „Unsere Ver-
sicherungs-Partner bringen im Jahr
nur 600 bis 700 Mio. € Geschäft“, be-
kräftigt Wagner seine Linie.

Der Konzern hat seinen Jah-
resüberschuss um 7,2 Prozent auf
180,9 Mio. € erhöht, die Bauspar-
kasse hat dazu trotz hoher Vertrags-
abschlüsse nicht beigetragen. Ihr
Jahresüberschuss ist um fast 27 Pro-
zent auf 50,8 Mio. € gesunken. Das ist
der Preis für die hohen Investitionen
in den Außendienst. 

Dennoch will Wagner die Zahl sei-
ner Vertreter erhöhen. Bis zum Jahr
2002 soll es etwa 4000 Verkäufer ge-
ben. Allein im Jahr 2000 will er dafür
30 Mio. € investieren.


